
Art der baulichen Nutzung i.S.d. § 9 Abs. 1 Nr. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
1.  Die unter § 3 Abs. 3 BauNVO genannten Nutzungen, die ausnahmsweise 

zugelassen werden können, sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.  
 
Maß der baulichen Nutzung i.S.d. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 
2. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes darf die zulässige Grundflächenzahl 

durch die Grundfläche der in § 19 Abs. 4 Baunutzungsverordnung bezeichneten 
Anlagen um höchstens 50 % überschritten werden. 

 
3. Bei der Berechnung der Geschoßflächenzahl gemäß § 20 Abs. 3 

Baunutzungsverordnung ist die Fläche von Aufenthaltsräumen in anderen 
Geschossen (z.B. Dachgeschossen) einschl. der zu ihnen gehörenden 
Treppenräume und Umfassungswände ganz mitzurechnen. 

 
Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen i.S.d. § 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB 
4. Untergeordnete Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO, die Gebäude im Sinne 

von § 2 Abs. 2 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) sind, dürfen nur mit 
einem Abstand von 7,50 m zum äußeren Rand der erschließenden öffentlichen 
Verkehrsfläche und dabei innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche 
errichtet werden. 

 
Flächen für Garagen i.S.d. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 
5. Gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO dürfen Kleingaragen gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 

Garagenverordnung (GaVO), sowie offene Kleingaragen (Carports/überdachte 
Stellplätze) gem. § 1 Abs. 3 GaVO nur mit einem Abstand von 7,50 m zum 
äußeren Rand der erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche und dabei 
innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche errichtet werden. 

 
6. Gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO dürfen nicht überdachte Stellplätze nur innerhalb 

der überbaubaren Grundstücksflächen errichtet werden. 
 
 
Nachrichtliche Übernahmen 
1.  Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- und frühgeschichtliche 

Bodenfunde (das können u. a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohle-
ansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen und 
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, so 
sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Niedersächsischen Denkmalschutzgesetzes 
(NDSchG) meldepflichtig und müssen der unteren Denkmalschutzbehörde der 
Stadt Nordenham, Tel. 04731/84-0 und dem Niedersächsischen Landesamt für 
Denkmalpflege, Stützpunkt Oldenburg, Tel. 0441/79921-20 bzw. 22 unverzüglich 
gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der 
Unternehmer, Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG 
bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen bzw. 
für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde 
vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet. 

 

2.  Sollten bei Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen, 
Bodenverunreinigungen oder -kontaminationen zutage treten, so ist unverzüglich 
die Untere Abfallbehörde/Bodenschutzbehörde des Landkreises Wesermarsch zu 
benachrichtigen. 

 
3.  Gemäß § 31 Abs. 2 Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG) ist das Anlegen 

von Anpflanzungen (z. B. Bäume, Sträucher, Hecken etc.), Zäunen, Stapeln, 
Haufen und anderen mit dem Grundstück nicht fest verbundenen Einrichtungen 
untersagt, wenn sie die Verkehrssicherheit und hier insbesondere die Sicht im 
Kreuzungsbereich beeinträchtigen. 

 
 
Hinweise 
1. In dem Plangebiet bestehen ggf. Versorgungsleitungen verschiedener 

Versorgungsunternehmen. Vor dem Baubeginn von Bauvorhaben sind die 
aktuellen Bestandspläne bei den verschiedenen Versorgungsunternehmen etc. 
einzuholen. 

 
2.  Diesem Bebauungsplan liegen die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der 

Fassung vom 23.01.1990 (BGBI. 1 S. 132), zuletzt geändert Art. 2 G v. 11.6.2013 
(BGBI. 1 S. 1548), und die sonst relevanten Rechtsvorschriften zugrunde. 

 


